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Sturzprävention im Hochbau: Übersicht über die rechtlich relevanten Vorgaben für die sturzrelevanten Bauteile 
Kanton GR 

Thema Gesetze und Rechtsverordnungen (Stand 1.1.2023) Vom Gesetzgeber genannte Normen Rechtliche Relevanz weiterer Vollzugshilfen 

 Link zur offiziellen Gesetzgebungswebsite des Kantons: 
http://www.gr.ch/DE/publikationen/gesetzgebung/Sei-
ten/default.aspx  

  

Für alle Hochbauten Relevantes    

Allgemeine Sicherheitsvorschrift ge-
mäss Baupolizeirecht (für alle Bau-
teile) 

Art. 79 Abs. 2 Raumplanungsgesetz für den Kanton 

Graubünden (KRG): Bauten und Anlagen haben den aner-

kannten Regeln der Baukunde zu genügen und dürfen 

weder bei der Erstellung noch durch ihren Bestand und 

ihre Nutzung Personen, Tiere oder Sachen gefährden. 

Damit wird generell das Schutzziel «sichere Baute» pos-
tuliert. 

Technische Normen können wegen der benutz-
ten Gesetzgebungstechnik (Generalklauselme-
thode) beachtet werden (Ermessensspielraum). 

Für Norm-Lücken bzw. beim Fehlen von Nor-
men können weitere Vollzugshilfen (z.B. Emp-
fehlungen von Fachorganisationen) für die Kon-
kretisierung unbestimmter Rechtsbegriffe rele-
vant werden. 

Beleuchtung, Bodenbeläge und Sa-
nitärräume insbesondere gemäss 
Gesundheitspolizeirecht 

Art. 79 Abs. 1 KRG: Bauten und Anlagen haben den ge-
sundheits-, feuer- und gewerbepolizeilichen Bestimmun-
gen sowie den Vorschriften der Arbeits-, Energie-, Ge-
wässerschutz- und Umweltschutzgesetzgebung zu ent-
sprechen. 

keine Für Norm-Lücken bzw. beim Fehlen von Nor-
men können weitere Vollzugshilfen (z.B. Emp-
fehlungen von Fachorganisationen) für die Kon-
kretisierung unbestimmter Rechtsbegriffe rele-
vant werden. 

Zusätzlich Relevantes für Hochbauten, die hindernisfrei sein müssen 

Hindernisfreiheit generell (für alle 
Bauteile) 

Bundesrecht: 

• Bundesgesetz über die Beseitigung von Benachteili-

gungen von Menschen mit Behinderungen (Behinder-

tengleichstellungsgesetz, BehiG)  

• Verordnung des Bundes über die Beseitigung von Be-

nachteiligungen von Menschen mit Behinderungen 

(Behindertengleichstellungsverordnung, BehiV) 

Kantonales Recht: 
• Art. 80 Abs. 1 KRG: Neue öffentlich zugängliche Bau-

ten und Anlagen sowie neue Bauten und Anlagen mit 
mehr als 50 Arbeitsplätzen müssen nach den aner-
kannten Fachnormen so gestaltet werden, dass sie 
auch für Menschen mit Behinderung zugänglich sind. 
Die öffentlich zugänglichen Bauten und Anlagen müs-
sen überdies von Menschen mit Behinderung benützt 
werden können. 

Jeweils gültige SIA-Norm (zZt SIA 500:2009)  
 
• Beleuchtung: SIA 500 (Kapitel 4 Orientie-

rung und Beleuchtung)  

• Bodenbeläge: SIA 500 (Anhang B.1 Eig-
nung von Bodenbelägen, Begehbarkeit und 
Gleitsicherheit)  

• Treppen: SIA 500 (Kapitel 3.6.3. Erkenn-
barkeit und Markierung, 3.6.4. Handläufe)  

• Geländer / Brüstungen: SIA 500 (Kapitel 
3.4.5. Abschrankungen)  

• Sanitärräume: SIA 500 (Kapitel 10.2. Toi-
letten, Bäder, Duschen) 

Weitere Vollzugshilfen (z.B. Empfehlungen von 
Fachorganisationen) können für Norm-Lücken 
relevant werden. 

http://www.gr.ch/DE/publikationen/gesetzgebung/Seiten/default.aspx
http://www.gr.ch/DE/publikationen/gesetzgebung/Seiten/default.aspx
https://www.gr-lex.gr.ch/app/de/texts_of_law/801.100
https://www.gr-lex.gr.ch/app/de/texts_of_law/801.100
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20002658/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20002658/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20002658/index.html
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/668/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/668/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/668/de
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 • Art. 80 Abs.1bis KRG: Neue Gebäude mit mehr als 
vier Wohnungen müssen nach den anerkannten 
Fachnormen so gestaltet werden, dass die einzelnen 
Wohnungen hindernisfrei zugänglich sind und im In-
nern den Anforderungen des anpassbaren Woh-
nungsbaus entsprechen. Bei neuen Gebäuden mit 
fünf bis acht Wohnungen genügt es, wenn wenigstens 
die Wohnungen eines Geschosses hindernisfrei zu-
gänglich sind und der Zugang zu den übrigen Woh-
nungen anpassbar ist. 

• Art. 80 Abs. 2 KRG: Die Anforderungen gemäss Ab-
satz 1 und Absatz 1bis sind auch bei Erneuerungen 
im Sinn des einschlägigen Bundesrechts zu erfüllen, 
sofern keine überwiegenden öffentlichen Interessen 
entgegenstehen oder der Aufwand für die Anpassung 
nicht unverhältnismässig ist, wobei für Erneuerungen 
von Wohnbauten folgende Ausnahmen gelten:  

1.   die Anforderung der hindernisfreien Zugäng-

lichkeit ist bei der Erneuerung von Wohnbau-

ten mit acht oder weniger Wohnungen nur 

umzusetzen, wenn die Gemeinden dies im 

Baugesetz vorsehen;  

2.  die Anforderungen des anpassbaren Woh-

nungsbaus sind bei der Erneuerung von 

Wohnbauten unbesehen der Anzahl Woh-

nungen nur umzusetzen, wenn die Gemein-

den dies im Baugesetz vorsehen.   
 

  

Zusätzlich Relevantes für bestimmte Nutzungsarten von Hochbauten 

Mit Mitteln der Wohnraumförderung 
erstellte altersgerechte Bauten 

Insbesondere Art. 5 lit. c Eidgenössisches Wohnraumför-
derungsgesetz (WFG, SR 842): Bei der Förderung ist da-
rauf zu achten, dass der Wohnraum und die unmittelbare 
Umgebung den Bedürfnissen von Familien, Kindern und 
Jugendlichen, älteren Menschen und Menschen mit Be-
hinderungen entsprechen. 
 
 

Der Gesetzgeber selbst nennt keine Norm ex-
plizit. Das BWO-Merkblatt «Gestaltung von al-
ters-gerechten Wohnbauten vom Juli 2013» je-
doch nimmt generell Bezug auf die Norm SIA 
500 (Kap. 9 und 10) sowie für den Bauteil Be-
leuchtung auf die SN/EN 12464-1. 

Weitere Vollzughilfen (z.B. das Merkblatt BWO 
Gestaltung von altersgerechten Wohnbauten 
vom Juli 2013 oder die im BWO-Merkblatt ex-
plizit genannten Fachdokumentationen) kön-
nen für Norm-Lücken relevant werden. 

    

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/423/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/423/de
https://www.bwo.admin.ch/dam/bwo/de/dokumente/05_Wohnraumfoerderung/51_WFG/informationsblatt/gestaltung_von_altersgerechtenwohnbauten.pdf.download.pdf/gestaltung_von_altersgerechtenwohnbauten.pdf
https://www.bwo.admin.ch/dam/bwo/de/dokumente/05_Wohnraumfoerderung/51_WFG/informationsblatt/gestaltung_von_altersgerechtenwohnbauten.pdf.download.pdf/gestaltung_von_altersgerechtenwohnbauten.pdf
https://www.bwo.admin.ch/dam/bwo/de/dokumente/05_Wohnraumfoerderung/51_WFG/informationsblatt/gestaltung_von_altersgerechtenwohnbauten.pdf.download.pdf/gestaltung_von_altersgerechtenwohnbauten.pdf
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Alters- und Pflegeinstitutionen • Art. 16 Abs. 1kantonale Verordnung zum Gesund-
heitsgesetz (VOzGesG): Die Betriebe erfüllen die An-
forderungen in räumlicher Hinsicht, wenn die räumli-
che Ausgestaltung der Norm SIA 500 "Hindernisfreie 
Bauten" , den Merkblättern 7/10 und 5/98 der 
Schweizerischen Fachstelle für behindertengerech-
tes Bauen sowie den Anforderungen des Gesund-
heitsamtes an Räume und Freianlagen sowie an De-
menzstationen von Pflegeheimen entspricht. 

• Art. 16 Abs. 2 VOzGesG: Das Gesundheitsamt kann 
im Einzelfall Ausnahmen bewilligen. 

SIA 500 Für Norm-Lücken können weitere Vollzugshilfen 
– nebst den explizit genannten der Schweizeri-
schen Fachstelle für behindertengerechtes 
Bauen - (z.B. Empfehlungen von Fachorganisa-
tionen) für die Konkretisierung unbestimmter 
Rechtsbegriffe relevant werden. 

Von Seiten Behörde existiert insbesondere fol-
gende Richtlinie: 

• Qualitätsvorgaben für die Erteilung von Be-
triebsbewilligungen für Pflegeheime, Pfle-
gegruppen, Pflegewohnungen, Sterbehos-
pize und weitere stationäre Pflegeangebote 
sowie Tages – und Nachtstrukturen für 
Pflege- und Betreuungsbedürftige Perso-
nen; herausgegeben vom Gesundheitsamt 
GR, Fachstelle Spitex und Alter, Januar 
2018 

Kindertagesstätten Bundesrecht: 
• Art. 15 Abs. 1 lit. d Eidgenössische Pflegekinderver-

ordnung (PAVO; SR 211.222.338): Die (Betriebs-) 
Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn die Einrich-
tungen den anerkannten Anforderungen der Wohnhy-
giene und des Brandschutzes entsprechen. 

Kantonales Recht: 
• Art. 14 Pflegekindergesetz (BR 219.050): Die Auf-

nahme von Kindern und Jugendlichen ist bewilli-
gungspflichtig, wenn b) tag- oder nachtsüber gleich-
zeitig vier oder mehr vorschul- oder schulpflichtige 
Kinder betreut werden. 

 

 

 

 

 

 

keine Weitere Vollzugshilfen können für die Konkreti-
sierung unbestimmter Rechtsbegriffe relevant 
werden. Von Seiten Behörde existiert insbeson-
dere folgende Richtlinie: 

• Qualitätsrichtlinien des Kantonalen Sozial-
amtes GR für Kinderkrippen, Kindertages-
stätten im Kanton Graubünden vom 
23.1.2023 (insbesondere Ziffern 5c und 6) 

https://www.gr-lex.gr.ch/app/de/texts_of_law/500.010
https://www.gr-lex.gr.ch/app/de/texts_of_law/500.010
https://www.bfu.ch/media/ehoeferw/gr.pdf
https://www.bfu.ch/media/ehoeferw/gr.pdf
https://www.bfu.ch/media/ehoeferw/gr.pdf
https://www.bfu.ch/media/ehoeferw/gr.pdf
https://www.bfu.ch/media/ehoeferw/gr.pdf
https://www.bfu.ch/media/ehoeferw/gr.pdf
https://www.bfu.ch/media/ehoeferw/gr.pdf
https://www.bfu.ch/media/ehoeferw/gr.pdf
https://www.bfu.ch/media/ehoeferw/gr.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19770243/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19770243/index.html
https://www.gr-lex.gr.ch/app/de/texts_of_law/219.050
https://www.bfu.ch/media/aahlimku/gr.pdf
https://www.bfu.ch/media/aahlimku/gr.pdf
https://www.bfu.ch/media/aahlimku/gr.pdf
https://www.bfu.ch/media/aahlimku/gr.pdf
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Volksschulen (inkl. Kindergärten) • Art. 3-5 Kantonales Gesetz für die Volksschulen des 
Kantons Graubünden (Schulgesetz) vom 21.3.2012 
(BR 421.000): 

• Art. 3 Schulgesetz: Die Volksschule ist eine gemein-
same Aufgabe des Kantons und der Gemeinden. 

• Art. 4 Abs. 1Schulgesetz: Die Gemeinden führen die 
öffentliche Volksschule. Sie können diese Aufgabe an 
Gemeindeverbände delegieren. 

• Art. 5 Schulgesetz: Gemeinden, die keine öffentliche 
Volksschule oder nicht alle Schulstufen führen und 
keiner Schulträgerschaft angehören, stellen für ihre 
Kinder den Besuch der Volksschule mit einer anderen 
Schulträgerschaft vertraglich sicher. 

keine Weitere Vollzugshilfen können für die Konkreti-
sierung unbestimmter Rechtsbegriffe relevant 
werden. 

Hochbauten mit Arbeitsplätzen Verordnung 3 zum Eidgenössischen Arbeitsgesetz (SR 
822.113): 

• Art. 14 Bodenbeläge 

• Art. 15 Beleuchtung 

Verordnung 4 zum Eidgenössischen Arbeitsgesetz (SR 
822.114) 

• Art. 9 Treppen 

• Art. 12 Geländer und Brüstungen 

keine Weitere Vollzugshilfen existieren insbesondere 

vom SECO. Die Wegleitung des SECO zu den 
genannten Verordnungen zum Arbeitsgesetz 
kann für die Konkretisierung unbestimmter 
Rechtsbegriffe relevant werden. 
 

    

Detailliertere Erläuterungen dazu entnehmen Sie bitte der BFU-Fachdokumentation 2.034 «Rechtliches zur Sturzprävention im Hochbau» (bfu.ch > Bestellen & 

herunterladen > 2.034). 

 

https://www.gr-lex.gr.ch/app/de/texts_of_law/421.000
https://www.gr-lex.gr.ch/app/de/texts_of_law/421.000
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19930254/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19930255/index.html
https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/Publikationen_Dienstleistungen/Publikationen_und_Formulare/Arbeit/Arbeitsbedingungen/Wegleitungen_zum_Arbeitsgesetz/wegleitung-zu-den-verordnungen-3-und-4-zum-arbeitsgesetz.html
https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/Publikationen_Dienstleistungen/Publikationen_und_Formulare/Arbeit/Arbeitsbedingungen/Wegleitungen_zum_Arbeitsgesetz/wegleitung-zu-den-verordnungen-3-und-4-zum-arbeitsgesetz.html

